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X. Anwaltsrecht 

 

64 Rechtliches Gehör (§ 14 Abs. 1 AnwT). Solidarhaftung für die 
Prozesskosten. Festsetzung der Parteientschädigung (§ 36 VRPG; § 8 
AnwT). 
- Handhabung von § 14 Abs. 1 AnwT (Erw. 1). 
- Solidarische Haftung des während des Beschwerdeverfahrens 

ausscheidenden Konsorten (Erw. 2). 
- Handhabung von § 8 AnwT nach der Abschaffung des Zwangstarifs 

(Erw. 3 a und b). 

vgl. AGVE 2004 77 279 
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XI. Verwaltungsrechtspflege 

 

65 Nutzungsplanung; Allgemeine Grundsätze der Rückweisung bei 
unvollständiger Sachverhaltserhebung (§ 58 VRPG). 
- Ist die Interessenausübung der Beschwerdeinstanz, insbesondere hin-

sichtlich der kantonalen Interessen nicht überprüfbar, ist die 
Beschaffung der notwendigen Entscheidungsgrundlagen für die 
kantonalen und überregionalen Interessen der Beschwerdeinstanz zu 
überlassen. 

 

vgl. AGVE 2004 41 143 

66 Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts gemäss § 52 Ziff. 1 und 4 VRPG. 
- Ist das Schulgeld zwischen den Eltern und Schul- oder Wohngemeinde 

umstritten, ist gegen den Entscheid des Regierungsrats die 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde gemäss § 52 Ziff. 1 VRPG möglich 
(Erw. 2/a). 

- Bei Differenzen zwischen der Schul- und Wohngemeinde ist der Be-
schwerdeentscheid des Regierungsrats beim Verwaltungsgericht 
gemäss § 52 Ziff. 4 VRPG anfechtbar (Erw. 2/b). 

 

vgl. AGVE 2004 27 109 

67 Zustellung von Verfügungen und Entscheiden. 
- Erfolgt die Zustellung einer Verfügung oder eines Entscheids als Ge-

richtsurkunde oder eingeschriebene Sendung, so reicht die blosse Be-
streitung, die Abholungseinladung erhalten zu haben, nicht aus, um 
den Beweis der gültigen Zustellung zu vereiteln.  

Entscheid des Verwaltungsgerichts, 2. Kammer, vom 9. Dezember 2004 in 
Sachen E.F. gegen Steuerrekursgericht. 


